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Eine amtliche Berichtigung.
Wir hatten in Nr. 27 unseres Blattes eine kurze

Betrachtung darüber angestellt,wie»wen)ieloo»llderBe-
grisf der Opposition gerade dem«]«esztgeU»VUIJ·kstek1Umm

Preußen gegenübersei, indem dieses schrittweise-zuMaß-

regeln greife, deren Empfehlung es Anfangsals Oppo-
siiion bezeichnethatte. Wir waren»zu dieserBetrachtung
gedrängtworden durch eine Erossnung, welche uns in

amtlichem Aufträge von dem Landrath a. D. v. Schrölter
gemacht worden war, und deren Inhalt ivir so, wie wir

sie aufgefaßthatten, in wenigen Worten iviedergaben.
.Wir erhielten darauf folgendes Schreiben:
Jn Nr. 27« der »Verfassung« vom 7. d. M. in dem

Z. Alinea des Artikels »Es soll keine Opposition gemacht
werden« befindet sich der Passus:

Ganz einfach, weil man uns auf das allerbestirnm-
teste erklärt hat, daß unsere jetzigeRegierung in

der Presse keinerleiOpposition dulden werde, dasz
sie, falls wir diese zweite uns ziigegangene War-

nung nicht beachten werden, von ihrem Rechte zur

Unterdrückungunseres Blattes Gebrauch machen
werde.

Die Redaklion wird hierdurch zur Erklärung aufge-
fordert, ob die hier in Bezug-genommeneMitiheilnng
identischmit der Eiöffnung sein foll, welche von hier
aus ain 30. v. M. dein Redakteur, YOU-tuDk« Lcwin-

stein, gemachtworden«oder ob derselben noch von einer

andern Stille eine solcheBcdeutnngzugegangen ist.
Berlin, den 8. Juli 186t3. .

KöniglichesPolizei- Pralidium
I

v« Bernnth
An

die Redakiion der Verfassung
Der Redakteur diesesBlattes antwortete darauf dcni

Herrn v. Bernuth, Polizei-Präsidentenvon Berlin,
daß jener angeführteSatz sich allerdings auf jene amt-

"licheEröffnuugdes Landrths a. D· v. Schrötter be-

ziehe,da er den Sinn der Worte, welche derselbe ge-
braucht hat, nur in der Weise habe verstehen können,
wie er in dein angeführtenSatze wiedergegebensei.

Jnserate die Zeile 2 Sgr.

Darauf erhielt der- Redakteur dieses Blattes folgen-
des Schreiben:

Ew. Wohlgeborenwerden aufgefordert,die anliegende
Berichtigung in eine der beiden nächstenNummern der

Zeitschrift »dieVerfassung«an entsprechenderStelle auf
Grund des §· 26 des Preßgesetzesvom 12. Mai 1851

aufzunehmen.
Berlin, den 12. Juli 1866.

KöniglichesPelizei-Präsidiuin.
v. Bernuth

Au
den Herausgeber der »Verfassiing«,

Herrn Dr. Lewinsiein.

Die beiliegende Berichtigung lassen wir nach diesem
Artikel folgen, wir glauben aber unseren Lesern gegen-
über einige Worte der Rechtfertigung in Beziehung auf
den in jener Berichtigng vielleicht enthaltenen Vorwurf
gegen uns schuldigzu sein.

Es konnte nicht unsere Absichtsein, den Wortlaut
einer Unterredung,welcheetwa 15 bis 20 Minuten ge-
dauert halte, in den wenigen eitirten Zeilen wiederzu-
geben, es konnte sich nur darum handeln, das minn-
theilen, was nach unserer Ansicht der Sinn jener Mit-

theilnng war. Haben wir die Arirßerungendes Landraths
a. D. v. Schrötter, welche natürlich ebenso wenig in

dem aufgenommenen Protokoll wörtlich wiedergegeben
sindwie in jenen wenigen Zeilen unseres Btaltes, falsch
AtllgefaszLso freut uns das natürlich. da ja dadurch
unsereund wohl auch vieler anderer Personen Brsorg-
nisz zerstreut wird, die Regierung werde von den Rechten,
die ihr das Gesetz über die Verbilligungdes Bilagerungs-
znstandes giebt, gegen die Messe und die- Vereiiie Ge-

brauch machen, eine Besoi«gnil;,welchehauptsächlichdurch
die uns und in-ähnlicherWeise«auch anderen Zeitungen
gemachten Ei·i"«ssiiiiiigenund durch den in ähnlichein
Sinne gehaltenenArtikel der Prooiuzial-.noi«respondenz,
den wir in Nr. 25 untere-J Blatles besprochenhaben, hervor-
aerufen worden ist. Die Worte des Protokolle, welche einen

Acxhaltspiitiltfiir unsere Auffassung der Cloffnungendes

Herrn Laiidratbs a. D. v. Schiötter liefern, sind folgende:
l»daßeine so schneideiideOpposition wie die von der



»Verfassung«unverändert kundgegebenenicht geduldet
werden könne, und daß es daherim Interesse des
Blattes liege, wenn die Redaktion sich hinfort einer be-
deutend größerenSelbstbeschränkungunterwerfe.« Wir

glaubten, es handle sich darum, daßdie Regierung ,,kei-
nerlei Opposition«dulden wolle; aus dem Wortlaut des

Protokolle geht hervor, daß eine »so schneidendeOppo-
sition«,wie sie unser Blatt macht, nicht geduldetwerden

kann. Wir gestchEIPOffen,daß wir eine »nichtschnei-
dende Opposition« für eine jener Erfindungen halten,
mit denen der Gothaismns die Welt beglückthat. Wer

das,«was er anstrebt, wirklich und in Wahrheit für wün-
schenswerthund«nothwendighält, und deshalb mit guten,
UnanfechtbarenGründen gegen alles das kämpft,was der

Herstellung des erstrebten Zustandes entgegensteht, der
wird eine »schneidendeOpposition«machen, und nur

derjenige.welcherOpposition macht, um dem Volke seinen
»gutenWillen« zu zeigen, ohne daß es ihm Ernst ist

um das, wofür er kämpft, der kann eine Opposition
machen, der jede Schneide und Schärfe fehlt, eine Oppo-
sition, welche sich in allgemeinenPhrasen, nicht in Vor-

führungthatsächlicherVerhältnissebewegt.

Die uns zugesandteBerichtigung lautet:

Berichtigung.
In der Nr. 27 der »Verfassung«vom 7. d. M. ent-

hält der Artikel »Es soll keine Opposition gemacht wer-

den« in dem dritten Alinea folgenden Passus:
Ganz einfach, weil man uns auf das allerbestimm«-

teste erklärt hat, daß unsere jetzigeRegierungin
der Presse keinerlei Opposition dulden werde, daß
sie, falls wir diese zweite uns zugegangene War-

nung nicht beachten werden, von ihrem Rechte zur

Untgrdrückungunseres Blattes Gebrauch machen
wer e.

Es ist hierin der Jnhalt der dem Redakteur der

»Verfassung«,Dr. Lewinstein, gemachten amtlichen
Eröffnungthatsächlichunrichtig wiedergegeben,denn nach
Ausweis des darüber aufgenommenenund von dem Dr.

Lewinstein nnterschriebenen Protokolls vom 30. Juni c.

ist derselbenur dahin bedeutet worden:

»daßdie Haltung der von ihm redigirten Zeitung
»keineswegsden Erwartungen entspreche, die von

»der Staatsregierung den Redaktionen gegenüber
»ausgesprochenworden, daß eine so schneidende
»Opposition,wie die von der »Verfassung«unver-

,,ändertkundgegebene,nicht geduldetwerden könne,
»und daß es daher im Interesse des Blattes liege,
»wenn die Redaktion sich hinfort einer bedeutend

»

»größerenSelbstbeschränkungunterwerfe«
Berlin, den 12. Juli 1866.

KöniglichesPolizei- Präsidium.
v. Bernuth

Politische WocheufchatL
Seit unserem letzten Wochenbericht ist diePreußen

preußischeArmee fortwährendim Vorrücken. Das Haupt-
quartier wurde schon in der vorigen Woche nach Brünn,

der Hauptstadt Mährens verle t, und nach den neue ten

Nachrichtensteht das Korps desPrinzen Friedrich Kärl
in Lundenburg, wenige Meilen vor Wien. Der Haupt-
theil der österreichischenNordarmee hat sich nach Olmütz
zuruckgezogen,um sich dort zu sammeln, scheint jedoch von

dort, da durch das schnelleVorgehen der Preußen die Ver-

bindungzwischen Olmütz und Wien abgeschnitten ist, sich
uber die ungarische Grenze zu ziehen, um so zum Schutze
der Hauptstadt mitwirken-zu können. Oesterreichmacht auch
großeAnstrengungen, einen möglichstgroßenTheil der Süd-
armee nach Wien zu schaffen, und dürfte es daher bei dem

Donauübergangwohl noch zu einer sehr bedeutenden Schlacht
kommen. Wenn Preußen in derselben Sieger bleibt, so rücken
unsere Truppen in Wien ein, und Preußen wird alsdann den

Oesterreichern in ihrer eigenenHauptstadt den Frieden diktiren.
Man hatte vor einigen Tagen Verhandlungen über eine

dreitägigeWaffenruhe angeknüpft,welche sich jedoch zer-
schlagenhaben, wie man sagt, weil die österreichischeRegie-
rung befürchtenmuß, dur einen solchen Schritt, obgleich
derselbesur die österreichischeArmee dringend nothwendig
erscheint»einen Ausstandin Wien hervor-zurufen

Jn Mitteldeutschland sind die preußischenTruppen
gleichfalls entschiedensiegreich; nach mehreren kleineren Ge-

fechten hat am 14. d. M. ein großes Gefecht bei As chas-
fenburg stattgefunden, in dem die Neichsarmeevollständig
geschlagenwurde. Der Rumpf-Bundestag ist darauf über
Hals und Kopf aus Frankfurt abgereist, um in Augsburg
seine Thätigkeit(?) fortzusetzen. Am 16. haben die Preußen
Frankfurt am Main besetzt, so daß jetzt in ganz Nord-

deutschland bis zum Main die preußischeFahne weht. Nach-
dem außer der Reichsarmee auch die Baiern an mehreren
Stellen geschlagen sind, dürfte an einen ernstlichen Wider-
stand nicht mehr zu denken sein, und es handelt sich jetzt nur

noch darum, welcheBedingungenPreußen für die künftige
Gestaltung Deutschlands stellen wird. Wir glauben nicht,
daß man sich nach solchen Erfolgen der preußischenWaffen
noch mit dem Reform-Projekt des Grafen Bistnarck be-

gnügenwird. Es hat am 16. hier in Berlin auf Einladung
des Ministers Grafen Eulenburg eine Befprechung desselben
mit den Herren R. v. Bennigsen, Miquel, Gumbrecht,
Biedermann und Oetker stattgefunden, in welcher ver-

schiedenePläne zur NeugestaltungDeutschlands zur Sprache
gekommen sein sollen. Da die genannten Herren sämmtlich
zu den bewährtenVorkämpfernder liberalen Partei gehören,
so würdeman· zu den besten Hoffnungen berechtigt sein,
wenn nicht bei uns in Preußen alles beim Alten bliebe.
So sindtn Berlin in der vorigenWoche fünf Regierungs-
kommrssarienan Stelle von nichtbestätigtenStadträthen ein-

geführtworden.
Jn Hannover hat vor einigenTagen eine Versamm-

lung von liberalen Männern aus gcznz Norddeutsch-
land stattgefunden,welche sich unbedingt Pafllt ausgesprochen
haben, daß das deutscheVolk jetzt ZUOpfern UND in Thaten
zu Preußenstehen müsse. Aehnliche Kundgebungenhaben
in Leipzig,in Kassel und in Bremen stattgefunden.
Daß man aber nicht allenthalben so denkt, das eigt·dl«e

sogenannte deutsche Volkspartei« Sie rührt lehr
eifrig, um gegen die preußischenBestrebungen Propaganda
zu machen. Unser Standpunktin dieser Frage- ist bekannt

genug; wir sind die Gegner jeder Vergewaltigungspolitik-
aber wir können uns die Herstellung einer einheitlichendeut-

schen Macht nur durch Gruppirung um Preußen denken.

Mit jenen Herren, welche die Kraft Deutschlands in der Er-

haltung der Kleinstaaten sehen, werden wir daher niemals

übereinstimmen;sie überzeugenzu wollen, scheint uns auch



überflüssig,denn jene Partei bestehteigentlichnur aus Führern,
welchevergeblichstreben, Anhänger zu gewinnen, die sich von

ihnen wollen leiten lassen· Aber wenn jene Herren Blöd-

fmn in die Welt schleudern, so muß man doch daraus auf-
merksam machen, damit das Volk erkenne, weß GeistesKin-

der die sind, welche es ,,im Namen der Freiheit«leiten

wollen. So behaupten sie jetzt unt»eranderem, eM Volk,
welches in diesem Augenblickeselbstlkbekdle Yexgallgens
heit einzelner freiheitsfeindlicher Fursten und

Staatsmänner, wenn sie nur heute zur Bundesfahne
stehen, Vergessenheit breitet, verdient das vollsteVer-
trauen» Sehen jene Herrendenn nicht ein, daß sie damit

auf das Glänzendstediejenigen rechtfertigen, welchesjetzt zu
Bismakck stehen, trotz seiner Vergangenheit, weil er die

deutsche Einheit schaffenwill, und daß sie selbst nach diesen»
Grundsätzen gewiß nicht seine Gegner seit-Idürfen-

Die Einberufung des Landtages, welcheman be-

kanntlichsehr schnell erwartete, scheint sichwieder hinaus-
zuziehen,möglich,daß man erst den Einzug in Wien ab-
warten will, um mit einein vollendeten Resultat vor die

Kammer zu treten. Unter den Vorlagen, welche dem Land-
tage gemachtwerden sollen, befindet sich natürlich in erster
Linie eine Vorlage über eine Anleihe, außerdem noch wegen
des Wahlgesetzeszum deutschen Parlament, wegen·Erweite-
rung der preußischenBank u. s. f.

Wohl mit Rücksichtauf den nicht»mehrfernenZusamm-
tritt des Landtages nimmt die ofsiziose»Zeitungdie Beipres
chung der Darlehnskassenfrage wieder auf.

.

Sie steht
heute noch auf demselben Standpunkte, den sie im Beginn
der Sache eingenommenhatte, nämlichauf dem der absoluten
Rechtfertigung dieser RegierungsmaßregeLNoch heute be-

hauptet sie, das; es sehr schlimm für den Staat sein würde,
wenn die ,,Wohlthat«des Artikels 63 der Verfassung, näm-
lich Verordnungen mit Gesetzeskraft erlassen zu können, vor-

behaltlich der nachherigen Zustimmung des Landtags, nicht
auch auf Finanziuaßregelnanwendbar sein «sollte.Sie muß

zwar ugestehen,daß die Verfassung ausdrücklicherklärt, daß
alle eldsachen, Steuern-Anl·shen, Garantien u. s. w. nur

durch Gesetze geregeltwerden können. Sie meint aber, Ver-

ordnungen mit Gesetzeskraftseien ja eben Gesetze.Weßbalb
die Verordnung einen Unterschied macht zwischen»Gesetz«
und »Verordnungenmit Gestbeskraft«und weßhalbsie, nach-
dem der Unterschiederst festgestelltist, an einer anderen Stelle

sagt, daß Finanzsachen nur durch -Gesetze«geregelt werden

können, darüber schweigtdas ministerielleBlatt weidlich.Daß
solcheBeweisführungenfreilich auch für das gläubigstePartei-
glied nicht ausreichen, sieht das Blatt wohl selbst ein, und

deßhalbsucht es fernerzu beweisen, daß die Ausgabe von

Darlehnskassenschemengar nicht unter das Kapitel von

Steuern, Anlehen, Garantien u. s. w. gehöre. Bei diesem
Punkt ist nun der Schatfsillv des Blatteö noch glänzender
wie bei dem vorigen. »Der Staat borgtja nicht«-, ruft
Es Spö, »er verborgt ja mit den arlehnskassen·
scheinen, er wird nicht ein Schuldner, sondern er wird
ein Gläubiger-! und das verbietet doch»keineBestimmung
der Verfassungs« Darüber freilichschweigtdas Blatt, wo

der Staat das Geld hernimmt, das er verboigt. Es schweigt
sogar darüber, daß der Staat die neuen Geldzeichen, die er

schafft, in allen seinen Kassen für voll annehmen will, und

daß er damit mindestens die Garantie übernimmt, allen

Schaden, der aus einer Kours- oder Werth-Differenz ent-

stehenkönnte,tragen zu wollen, ganz abgesehendavon, daß
eine Ausgabevon bloßemPapiergeld durch den Staat nichts
Anderesist, als eine unfreiwilligeAnleihe, welche der Staat
bei seinenBürgernmacht.

Neue Rechts ründe bringt, wie man sieht,das ministerielle
Blatt für die usgabe von Darlehnskassenscheinennicht bei-
UUd Wir sükchkemdaß es bei der Ausführungder volkswirth-
schaftlichenGründe, die es nochbringen will, wo möglichnoch
schlechterfährt, als bei den Rechtsgründen Bedeutungsvoll
bei diesen Artikeln ist überhauptnicht ihr Inhalt, sondern
der Wechsel in der Taktik, der dabei zum Vorschein kommt.
Vor den Wahlen behandelte sie die ganze Sache als etwas

sehr Untergeordnetes, als ein momentanes Auskunftsinittel in
der Handelskrise,bei der es sich gar nicht um Rechtsgründe,
sondern lediglich um Zweckmäßigkeitsgründehandelte. Es
schien, als ab die Verantwortung dafür dem eben abgetretenen
Finanzminister überlassenwerden sollte und als ob der neue

gar«
keinen Werth auf dies Mittel lege, weil er sich schon

onst zu helfen wisse. Sind diese Artikel des ministeriellen
Blaites vielleicht gar ein Zeichen, daß auch der neue Finanz-
minister auf diesem Wege bleiben wolle und vielleicht gar
eine neue Ausgabe von Darlehnskassenscheinenbeabsichtige?
Das wäre um so merkwürdigerals Handel und Industrie
notorisch nur einen sehr untergeordneten Gebrauch von den

Darlehnskassenscheinerigemacht haben, so daß der Finanz-
minister jetzt die Benutzung der Darlehnskasse zu einem gerin-
geren als dem marktgängigenZinsfuß gestattet, wohl nur zu
dem Zweck, damit er den Kammern den Beweis liefern kann,
daß eine sehr starke Benutzung der Kassen stattgefunden hat,
daß sie also sehr nothwendig geworden sind. Nun sind aber
bis jetzt noch nicht 472 Millionen ausgeliehen, eine Summe,
mit welcher die Bank und die Seehandlung dem Handels-
stande auch wohl hättenunter die Arme greifen können.

Was aber jener Artikel der ossiiiösenZeitung in diesem
Augenblickganz besondersals Versuche, eine verlorene Sache
zu stützen,bezeichnet,das ist der Umstand,daß der Ober-

ofsiiiöse,nämlichdie Provinzial-Korrespondenz, sie selbst in

wenigen Zeilen als Phrasen bezeichnet. Es heißtin derselben
mit Bezug auf die Vorlagen für die demnächst usammen-
tretende Kammer: »Bei der Verordnung in Zetreffder

Darlehnskassen wird die Regierung nicht blos die
Genehmigung des Gesetzes selbst, sondern auch des bei dem

Erlaß desselbenbeobachteten Verfahrens beantragen· Es

ist nämlich nicht zweifellos, ob die Verordnung
in das Bereich derjenigen Maßregeln gehört,
welche die Regierung auf Grund der Verfassung
mit einstweiliger Gesetzeskraft zu erlassen befugt
war. Um solchen Zweifels willen wird die Regierun die

ausdrücklicheGutheißung des im Interesse der öffentichen
Wohlfahrt gethanen Schrittes erbitten.«

·
Oefterreich. Die Regierungschafftdie Mittel zur Fort-

fuhrung des Krieges durch die Ausgabe von 200 Millionen
Gulden in Banknoten.

Die projektirte Einmischung Frankreichs in die

deutschen Angelegenheiten und ihre Folgen.
Der Kaiser von Oesterreichhat gehandelt,wie man es

nach den Traditionen der HabsburgischenPolitik erwarten

mußte. Er hat festgehaltendaran, daß es die höchsteAuf-
gabe des Beherrschers von Oesterreich ist, seinen Einfluß in

Deutschlandzu bewahren,denn er weiß sehr wohi, daß er,

wenn es ihm, selbst mit großenOpfern gelingt, sein Haus
wiederum zu Kaisetn von Deutschland zu machen, er an

Macht und Ansehen reichlichgewinnen würde, und daßer als-
dann mit deutscherHilfe alles Verlorene wieder gewinnen
könnte. Von diesem Grundsatz geleitet, hat Franz Joseph
vor 7 Jahren die Lombardei in dem Augenblickeab-

etreten, als Preußen, sehr gegen sein eigenes Jntere e,

ihm an der Spitze Deutschlands zu Hilfe eilen wo te,



denn er fürchtete,die Uebernahme der Führerschaft in
einem solchenKriege könnte Preußens Ansehenso steigern,
daß es Oesterreichspäter nicht mehr möglichsein würde,den
alten Einfluß wieder zu erlangen.

Eben dasselbeGefühl, daß der Einfluß in Deutschland
vor allem für Oesterreich nothwendig sei, hat nun auch den

neuesten Schritt des Kaiser Franz Joseph geleitet. Er ist in
einen Krieg verwickelt. mit Preußen und Italien. Preußen
verlangt von OestreichnichtsAnderes, als daß es sich ganz
von Deutschland zuruckziehadaß es dieses der FührungPreu-
ßens überlassethaliendagegenverlangt von Oesterreich eine

blühendeProvinz, welchevon den österreichischenKaisern stets
für eine der glanzendstenPerlen der östsrreichischenKrone er-

klärt woran Ist. Man sollte nun denken, es werde in dem

Falle,«daß dein Kaiser Franz Joseph die gleichzeitigeBe-

kämpfungbeider Feinde unmöglicherscheine,derselbe sich dazu
knischlleßenmit Preußen, weiches Nichts von seinem Gebiete

fordern Fiieden zu schließen,um seine ganze Kraft anf den

Schutz der von Italien geforderten Provinz zu verwenden.

-

Aber wer daran ehofft hat, der hat eben den Grund-

satz der östreichischenDoliiiknicht beachtet. Kaiser Franz
Joseph hat, trotz der vielen Mißerfolge,welchein den letzten
Jahren das Resultat dieser Politik gewesensind, doch ihr ge-
treu gehandelt, er hat im entscheidendenMomente Venetien

geopfert, um mit voller Kraft dem Rivalen in Deutsch-
land entgegentreten zu können.

Wir würden dies nun an urid für sich nicht tadeln dür-

fen, denn schließlichhat der Kaiser Franz Joseph doch ganz
allein über das zu bestimmen, was er für sich und seinen
Staat für heilsam hält, und wenn ihn Jemand darüber zur
Rechenschaftziehen kann, so ist es nur sein Volk, welches
auch seiner Zeit nicht versäumen wird, von dem Kaiser Rechen-
schaft zu fordern für sall das vergosseneBlut, für all den ver-

lorenen Einfluß. Aber Kaiser Franz Joseph hat nicht das

KönigreichVenetien an Italien abgelreten, damit die natio-
nalen Foiderungen dieses Reiches befriedigtwürden, sondern
er hat dieses Land an den Kaiser Napoleon abgetreten
mit der Bitte, derselbe möchte den Frieden zwischen
Oesterreich und seinen Gegnern vermitteln. Da-
mit hat also Kaiser Franz Joseph direkt Frank-
reich aufgefordert, sich in den deutschen Streit

zu mischen, seinen Einfluß geltend zu machen
bei der Ordnung der deutschen Angelegenheiten

Der Plandes Kaisers mag ganz gut gewesen sein. Er

hoffte, Italien würde augenblicklichvom Kriege abstehen, wenn

Napoleon ihm sein Anrecht auf Venetien übertrage, und

Preußen, welches sich alsdann gleichzeitig von der ganzen
österreichischenMacht, von den mit Oesterreich verbündeten
deutschenFürsten und von dem Kaiser Napoleon bedroht sehen
würde, müßte eilen, unter jeder Bedingung Frieden zu schlic-
ßerk Alsdann hätte Franz Joseph das Ziel seiner Wünsche
erreicht, er häte das alte heilige deutsche Reich wieder er-

richtet, und den Thron bestiegen unter dem Titel: Franz-

EkvsäphI-, von Napoleons Gnaden Kaiser von Deutsch-
an .

Aber es kam anders. Jtalien hat treu an seinem Blind-

niß mit Priin festgehalten nnd das Geschenk aus der Hand
des Kaisers Napoleon verschmäht Preußen hat nicht
daran gedacht, auf Fiiedensunterhandlungen ohne eine, alle

preußischenForderungen befriedigendeBasis einzugehen Es

hlatganz ungestörtdie Verfolgungder flüchtigenösterreichischen
rmee fortgesetztund essthen voraussichtlich unsere Tinppen

zu der Zeit, wo dieses Blatt in die Hände unserer Leser ge-

Ader des Nationalvereins zu London.

langt, nur noch wenigeStunden vor Wien. Dadurch hat
sich auchder Kaiser·Napoleonbewegenlassen, seineFriedens-
vermittlungen nicht In der Weise zu führen,daß er irgendwie
dadurch selbst zum Kampfeengagirt werden könnte, und Kaiser
Franz Joseph, welcher m Gemeinschaftmit Louis Napoleon
den Preußen den Frieden diktiren wollte, muß ihn sichjetzt
von Preußen allein diktiren lassen.

Somit wäre denn der Plan»Oesterreichs,Frank-
reich zu einer Einmischung In die deutschen An-
gelegenheiten Gelegenheit zu geben ,- vereitelt,
es wird hoffentlich die Neugestaltung Deutschlands
ohne jede Einmischung des Auslandes vollzogen
werden«

Aber wenn wir auch so jetzt jenem Manöver jesuitischer
Politik keine Bedeutung mehr zu schenkenbrauchen, so dürfen
wir doch unser Staunen nicht unterdrücken,daß nach sol-
chem Versuch des Kaisers Franz Joseph es noch
einen Mann in Deutschland giebt, der auf den
Namen eines Patrioten Anspruch macht und es

wagt,d1e Vertheidigung der Interessen Deutsch-
lands ImlösterreichischenLager zu suchen. Mögen
jene Vertheidiger des österreichischenAbsolutismus immerhin
die schwarz-roth - goldene Fahne auspflanzen, das Lager
Deutschlands -wird doch stets nur da sein, wo deutscher Sinn
ist, nnd deutscherSinn wird niemals dahin streben, daß sich
ein habgieriger Nachbar zum Schiedsrichter in Deutsch-
land mache.

Wo in diesem AugenblickeDeutschland ist, das sagen
deutlich die Worte Kinkel’s in der Versammlungder Mitglie-

Wir sollen, so sprach er,
heute mit ganzer Entschiedenheit hinter Preußen treten. Jch
wünschte, ich hätte schon vosr drei Wochen bei Jhrer letzten

» Versammlunganwesendsein können, uin dieses auszusprechen,
; damit es nicht scheine,als habe der Erfolg mich hingerissen;

meine Freunde wissen, wie ich schon damals gesinnt war.

Ich trete auch nicht zu dem Sieger, weil ich ins Vaterland
mich zurücksehne,denn auf dein freiensBoden einer Repus
blik werde ich künftig eine Stellung haben so nützlich,
so ehrenvoll, meinen Fähigkeitenso zupassend, daß Deutsch-
land mir nichts so Wüsnschenswertheszu bieten hat.
Also nicht darum sage icb, wir müssenhinter Preußentreten.
Jn dem deutschen Kampf sind die Farben umgetauscht; eine

Zeitung meldet- daß an der ganzen Mincio-Linie Oesterreich
die schwarz-rotb-goldeneFahne aufgesteckthat. Eine Fahne
ist ein Lappen Tuch,man kämpftnicht, man stirbt nicht für
den Lappen Tuch, man kämpft, man stirbt für das, was
die Fahne meint. Jch habe die deutsche Trikolore

stets geliebt, die schwarz-weiße Fahne so lang ge-
haßtizheute aber meint schwarz-roth-gvld die
Reaktion, den alten Bund, die Trennung, und heut ift
die preußischeFahne die Fahne des F?thchritts,
der Einheit, der mächtigen in sl«ch«zUsamnienge-
schlossenen Nationalität .. . . . Und endlichdenke ich,
alle Deutschesollen jetzt im Parlament und außer dem Par-
lament daran halten«daß die»Einheit vollständig ek-

reicht wird, daß dieser zweite Karthaginienserkriegkeinen
dritten mehr nöthig macht, daß die eroberten Theile einfach
annekiirt, das Kleinfüistenthumzerstört,Oesterreich in seine
nationalen Theile zerschlagenweide. Wer in diesem Moment
noch von Födera"lismus,-Eidgenossenschaftspricht, ist ein

Reaktionär oder ein Phantasi. Darum auch ja keinen Waf-
fenstillstand! Mit Oesterreichkeine Schonung mehr, seit es

Frankreich erlaubt hat, zwischen die Parteien zu treten.

nsrrlagvon Alexander Jenas in Berlin. — Druck von Franz Duncker in Berlin· —- Verantwortlicher Redakteur und Herausgeber-: Dis-«Lewinftein in Berlin.


